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Der Betrieb, der dafür sorgt, dass die Ideen und Investitionen für
die Produktion von neuen Produkten nicht ausgehen, braucht sich um
den Absatz keine Sorgen zu machen!



Einen Markt kann man nicht kaufen, man muss sich ihn erarbeiten!



Deutschland darf kein Niedriglohnland werden, denn dann ist es mit
unserem Wohlstand dahin!








Für Christine und Matthias.



Euch beiden erzähle ich am liebsten Arbeitserlebnisse, die
Auseinandersetzungen mit Vorgesetzten und Mitarbeitern in den
Unternehmen und die wirtschaftliche Situation in Deutschland, damit
Deutschland weiterhin ein attraktiver Wirtschaftsstandort in der
globalisierten Weltwirtschaft bleibt.



Jede Zeit hat seine Herausforderungen, die gemeistert werden
müssen.



Peter
Lehrke


DEUTSCHLAND MUSS DIE INVESTITIONEN ERHÖHEN








Im
Welthandel haben wir Marktanteile verloren








Nur Investitionen schaffen
Arbeitsplätze!



(2016): Investitionen 599 Mrd. €
- Sozialausgaben 918 Mrd. €



Vollzeitarbeitsplätze schrumpfen
+ Minijobs steigen
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Viele Bürger haben Zukunftsängste:

wegen der Rente, Minijobs, Steuern, EU, EURO, Asyl, + Islam.








Die Weltbevölkerung ist in den letzten 60 Jahren um 5 Mrd.
gestiegen.








Deutschland wird als Sozialamt für die Welt überfordert!








www.lesen-macht-freude.de












Der Autor freut sich, dass er die Informationen über die Wirtschaft
in Deutschland, die er selbst erlebt hat oder ihm andere erzählten,
endlich einmal aufgeschrieben hat.



Vorwort


1. Deutschland muss in Forschung und Entwicklung
verstärkt investieren. Nur die Länder mit Spitzenprodukten können
auf dem Weltmarkt bestehen. Die Investitionsquote muss wieder auf
das Niveau aus dem Jahr 1970 (27  %) steigen. Im Jahr 2016
liegt die Investitionsquote bei 19 %. Mit einer
marktwirtschaftlichen Erneuerung muss eine wirtschaftliche Dynamik
entstehen, damit wir unsere verlorenen Weltmarktanteile wieder
zurück gewinnen und so für mehr Wachstum, Beschäftigung und
Wohlstand sorgen. Außerdem müssen die Sozialkosten vom Faktor
Arbeit abgekoppelt werden, damit die Arbeit billiger wird und es
muss verhindert werden, dass Arbeit aus Deutschland ins Ausland
verlagert wird, Arbeiter aus Billig-Lohnländern uns überschwemmen,
hoch qualifizierte Fachkräfte Deutschland verlassen und die
Zukunftsängste über die Arbeitslosigkeit, Gesundheitsreform und
Altersversorgung abgebaut werden. Immer mehr Beschäftigte arbeiten
in Deutschland (2. Quartal 2017 44,2 Mio.), soviel wie nie zuvor.
Jedoch erhöhte sich die Anzahl der Leiharbeiter und befristeten
oder geringfügig Beschäftigten auf rd. 8 Mio., wofür viele
jetzt oder später Sozialausgaben benötigen.








2. Die Arbeitslosen haben keine Lobby. Sie sitzen
nicht mit am Verhandlungstisch, wenn die Gewerkschaften mit den
Unternehmern über Arbeitsplätze verhandeln. Die Bundesagentur für
Arbeit müsste mit am Tisch sitzen, um sich für die Arbeitslosen
einsetzen zu können mi Fördermittel oder
Lohnsubventionen.

So könnte eine bessere partnerschaftliche
Zusammenarbeit (Solidarität) zwischen den Arbeitslosen und den
Beschäftigten geschaffen werden. 



Außerdem müssen die Unternehmer für ein lebenslanges
Lernen in den Firmen sorgen, die Mitarbeiter aufklären über die
internationale Konkurrenz und den Mitarbeitern eine Gehaltserhöhung
über die Gewinnbeteiligung ermöglichen.








3. In Deutschland muss die Demokratie modernisiert
werden:



- Die Amtszeit der BundeskanzlerIn auf 12 Jahre
begrenzen.

- Einwanderungsbegrenzung und Terrorabwehr
überdenken.

- Abgeordnete müssen Wählerwünsche erfüllen und
nicht die Interessen der rd. 2000 Verbände mit politischen
Interessen umsetzen.








4. In den USA hatte der Präsident Ronald Reagan
Steuern halbiert. Als Folge erhöhten sich die Steuereinnahmen
innerhalb von 2 Jahren, weil die Wirtschaft investierte und mehr
Arbeitsplätze schaffte.








5. Die Bürokratie muss abgebaut werden:

Betriebsverfassung, Umweltschutz,
Berufsgenossenschaft, Verbraucherschutz, Energiewirtschaft, über
100 Steuergesetze, Arbeitsstättenverordnung, Mitbestimmungsgesetz,
Sozialversicherung und die 5.000 Gesetze und Verordnungen mit
85.000 Einzelvorschriften für Betriebe sorgen dafür dass viele
Unternehmen aus dem In- und Ausland sich mit Investitionen
zurückhalten.



1 - Neueste
Informationen in Kurzform


A - Investitionen





Deutschland hat ein großes Problem mit dem Welthandel.



In den letzten Jahren haben wir ca. 3% Anteile am Weltmarkt
verloren.



Um unsere Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, müssen wir die
Brutto-Investitionsquote auf 27 % (2016 19 % =
599 Mrd. € – BIP 3134 Mrd. €) erhöhen, denn so hoch
war die Investitionsquote (alte Bundesländer) 1970, als
„Vollbeschäftigung“ war.



Sollten die Investitionen in Deutschland um rd. 247 Mrd. € (auf 846
Mrd. €) erhöht werden, auf ca. 27% Anteil am BIP, werden wir jedoch
nicht genügend Facharbeiter haben.



Deshalb müssen in Deutschland mehr Facharbeiter ausgebildet werden
(z. B.: das Handwerk meldet derzeit (2017) rd. 30.000 offene
Stellen).



Auf uns kommt aktuell eine verringerte Schülerzahl zu und immer
mehr Schüler bestehen das Abitur und wollen lieber studieren
anstatt eine Berufsausbildung zu machen.



Auf der einen Seite sucht die Bundesagentur für Arbeit
Arbeitskräfte für viele Branchen, andererseits stellt die
Wirtschaft geeignete Fachkräfte für niedrigere Gehälter mit
befristeten Verträge ein, so dass die Zahl der Minijobber mit einem
oder mehreren Jobs weiter ansteigt, und heute schon klar ist, dass
diese im Alter von Sozialhilfe leben müssen, um klar zu kommen.



Was waren das noch für Zeiten um 1970, als die Bruttoinvestitionen
bei 27% Anteil am BIP lagen und die Arbeitslosenquote bei 0,7%!



Das war ein Segen für uns Arbeitnehmer.



Wenn einem der Arbeitgeber nicht mehr passte, suchte man sich einen
anderen Job. Das war damals kein Problem und man wurde sogar dafür
belohnt, denn meist bekam man beim neuen Arbeitgeber eine
Gehaltserhöhung.



2016 lagen die Brutto-Investitionen bei 19% (599 Mrd. €).



Außerdem gibt es viele Menschen, die Sozialhilfe, bzw.
Grundsicherung, bekommen. Die jährlichen Zahlungen liegen bei 918
Mrd. €, rund 30% Anteil am BIP.



Es wird vergessen, dass die beste Sozialpolitik ist:



Schaffung neuer Arbeitsplätze
mit

Investitionen in Branchen mit

Zukunft!



Wenn man sich die Weltrangliste anschaut mit den nach Umsatz
geordneten Firmen, dann muss man lange suchen, um deutsche Firmen
zu finden.



Microsoft, Facebook, Amazon usw. stehen dort an vorderster Stelle.
Wo sind die deutschen Firmen geblieben?



Haben wir in Deutschland z.B. die Digitalisierung verschlafen?



Die USA hat Deutschland, welches einst mal führend in der Welt war,
den Rang abgelaufen und jetzt noch um China konkurrieren und kauft
außerdem in Deutschland viele Firmen auf.



Deshalb muss Deutschland seine Investitionen wieder auf 27%
steigern (2016 19% Anteil am BIP), um den Anschluss in der Welt
nicht weiter zu verlieren. Denn wir müssen in vielen Branchen
aufholen: bei der Digitalisierung (Software/Hardware),
Auto-Industrie bei Hybrid- und E-Autos, Flugzeuge, Maschinenbau,
Navigation usw.



Wo stehen wir da? Wann ist das europäische Navigations-System
vollwertig einsetzbar?










EU- Finanzminister



Die EU hat Deutschland aufgefordert, mehr Geld in Forschung und
Entwicklung zu investieren und das Steuersystem effizienter zu
gestalten.



Aufgrund der stabilen Rahmenbedingungen, großem Markt und guter
Binnenkonjunktur wurden 2015 6,2 Mrd. € investiert, sowie 30.000
Arbeitsplätze geschaffen.










Autoindustrie



Hat zu wenig investiert in Forschung und Entwicklung und hat zu
lange auf alte Technologie gesetzt.



Darunter leidet jetzt die deutsche Leistungsfähigkeit. Werden jetzt
viele Arbeitnehmer arbeitslos wegen z.B. der Diesel-Abgas-Affäre?



So kann man ungeschönt sagen, dass durch zu geringe Investitionen
der deutsche Wirtschaftsstandort schlechten Zeiten entgegengeht.



Doch wir haben eine Chance: zum Beispiel ist billiges Geld günstig
zu bekommen, fast ohne Zinsen. Also investieren wir in die Zukunft:
E-Autos, Flugzeuge, Roboter, Navis, Computer usw.



Die Firma Tesla will in den USA 1,5 Mrd. $ investieren in
Produktionsanlagen für E-Autos.








Haushaltsplan Bund 2019



331 Mrd. € = davon an Investitionen 32 Mrd. € (9,7 %).



Es sollten 30% sein, also 100 Mrd. €, um die Armut zu verringern.
Denn Arbeit zu haben ist besser als Sozialhilfe zu beziehen.










EU und IWF



Deutschland soll mehr investieren, um das Wachstum in der EU
anzukurbeln










Der Bund will mehr investieren



Geld ist da, kann aber nicht ausgegeben werden, weil die
Planungsverfahren so lange dauern.





Länder investieren








Baden-Württemberg und Bayern haben viele Ideen und Innovationen und
hohe Investitionen. Dadurch viele Steuereinnahmen, deshalb müssen
sie zahlen für den Länderfinanzausgleich










Weltmarktanteil von Deutschland



2016 bei 10,6%; 1970 bei 13%










Digitalisierung



Damit wir den Anschluss nicht verlieren, will der Bund Unternehmen
bei den Investitionen unterstützen.








Binnenmarkt



Wegen der guten Konjunktur sind die Bürger in Kauflaune.








Bildungsausgaben



2016 Ausgaben 265 Mrd. € = 8,1% vom BIP für Krippen, Schulen,
Hochschulen, duale Ausbildung, Betriebe und Berufsschulen,
Weiterbildung, Jugendarbeit usw.



B - Arbeitsmarkt



Vollzeitstellenangebote schrumpfen



1991 gab es in Deutschland 29 Mio. Beschäftigte, 2016 sind es nur
24 Mio.










Teilzeitjobs



40% der Arbeitnehmer haben Teilzeitstellen (Minijobs oder
Leiharbeitsplätze).










Minijobber



2016 waren 7,3 Mio. Menschen gering beschäftigt, davon 4,9 Mio. mit
einem Nebenjob.










Hartz IV



2016 bekamen 4,3 Mio. Arbeitnehmer aufstockend Hartz 4.



Schere zwischen „Arm und Reich“ wird
größer



In den letzten 15 Jahren haben sich die höheren Einkommen um ca.
30 % erhöht, während die Durchschnittsverdiener ca. 15 %
Einkommenssteigerung erhielten.








Zur Arbeitslosenstatistik zählen
nicht…



1. Arbeitslose mit Weiterbildungsmaßnahmen



2. Ein-Euro-Jobber



3. Arbeitslose während ihrer Krankheit



4. Leute, die älter als 58 Jahre sind und mindestens 1 Jahr ALG II
beziehen (Hartz 4)



Die Gruppe aus 3.und 4. sind sogenannte „Unterbeschäftigte“ und
machten rund 1 Mio. im Jahr 2016 aus.



Außerdem gibt es ca. 1 Mio. Menschen, die arbeitslos sind, sich
jedoch nicht bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet haben, die
sogenannte „stille Reserve“.

Die Bundesagentur für Arbeit meldet Mai 2017 2,5 Mio. Arbeitslose
(5,6 % Arbeitslosenquote).

Die Dunkelziffer der Arbeitslosen liegt wahrscheinlich bei
4 Mio. mit einer Arbeitslosenquote von ca. 10 %.








Langzeitarbeitslose



Unter den gemeldeten Arbeitslosen befinden sich rund eine Million
Langzeitarbeitslose.








Leiharbeiter



2016 waren es 983.000 Beschäftigte auf dieser Basis.










Beschäftigung in Deutschland



2016 gab es ca. 43,5 Mio. Beschäftigte in Deutschland.










Arbeitskosten



Arbeitskosten und Nebenkosten waren 2016 in Deutschland
32,70 € hoch. Die 28 EU-Staaten hatten im Schnitt 25,90 € an
Arbeitskosten.



Dänemark jedoch mit 42,70 € und Frankreich lag bei 35,70 €.










Auszubildende



Viele Schulabgänger wollen studieren, deshalb sinkt die Zahl der
Auszubildenden um 1,4% 2015 gegenüber dem Vorjahr.







C - Armut



Rente



Nur rund 2% der Arbeitnehmer gehen davon aus, dass die gesetzliche
Rente im Alter ausreichen wird, um alles bezahlen zu können.



Deshalb übernehmen schon heute viele Rentner einen Minijob an, weil
die Rente nicht reicht.










Existenzminimumm



7,3 Mio. Menschen sind in Deutschland auf die staatliche Hilfe
angewiesen, das entspricht 8,1% der Bevölkerung.










Viele Ausländer ohne Job



Leute mit Migrationshintergrund haben bei den Arbeitslosen in
Deutschland einen Anteil von rund 45%.










Armutsgefährdet



In Deutschland leben rund 2,7 Mio. Kinder unterhalb der
Armutsgrenze und 480.000 Kinder wachsen knapp über der Armutsgrenze
auf.










Sonderausgaben



Viele Kommunen werden mit den Sozialausgaben überfordert und
fordern, dass der Bund einen höheren Anteil übernimmt für
Wohnkosten der Hartz-4-Empfänger. So werden die Investitionen
gekürzt, um alles bezahlen zu können.










Altersarmut



Immer mehr ältere Menschen (über 65 Jahre) werden von Armut
betroffen sein. Insgesamt werden rund 13 Mio. Menschen von Armut
bedroht, das wäre jeder 6. der Bevölkerung.










Einnahmen der Arbeitnehmer



Für Ausgaben soll ein Drittel für die Miete vom Einkommen anfallen.



In den Städten sind die Mieten jedoch viel höher und die Bürger
müssen mitunter über 50% von ihrem Einkommen an Miete bezahlen.









D - Weltbevölkerung





Weltbevölkerung liegt bei 7,4 Mrd.
Menschen



Vor 60 Jahren waren es ca. 5 Mrd. weniger (1957: 2 Mrd.,
2017: 7,4 Mrd.)



Wir brauchen eine Geburtenkontrolle!







E - Pensionen





EU-Pensionen



Es gibt Beamte, die erhalten monatlich ca. 10.800 € Pension. Der
Durchschnitt liegt bei ca. 5.200 € mtl.





F - Zuwanderung



Deutschland braucht eine
Obergrenze



Das Land Österreich sowie Bundesminister Seehofer haben Deutschland
aufgefordert, eine Obergrenze für Flüchtlinge zu nennen, bzw.
Zuwanderung zu begrenzen.










EU-Ausländer nach Deutschland



Zuwanderer 2016 rund 900.000 Bürger;



Auswanderer 2016 rund 300.000 Bürger










Strengere Grenzkontrollen



Wer ohne Papiere einreist, wird festgehalten und überprüft.










Zuwanderung 2015



2,1 Mio. Menschen



Darunter Flüchtlinge – Arbeitsmigranten, die meisten aus Syrien
(326.000), Rumänien (210.000) und Polen (180.000)





Einwanderungsgesetz (SPD
gefordert)



Die SPD fordert ein Einwanderungsgesetz für qualifizierte
Arbeitnehmer.










Flüchtlingsstrom birgt Risiken



Die Wirtschaft meint, dass uns die Flüchtlinge mehr schaden als
nutzen.










Asylbewerber Ausgaben



Angeblich liegen diese Kosten bei ca. 20 Mrd. € im Jahr.










Viele Menschen auf der Flucht



2015 waren rund 65 Mio. Menschen auf der Flucht:



24 Mio. davon in fremden Ländern und 41 Mio. als Vertriebene in
ihren Heimatländern.












24 Millionen Flüchtlinge weltweit



Aufnahme fanden 2,4 Mio. davon in den USA, China, Japan,
Deutschland, Frankreich und England



20 Mio. wurden von armen Ländern aufgenommen, wie Jordanien,
Pakistan oder Süd-Afrika.







G - Bürokratie



Bürokratische Belastungen
(Bundesrecht)



Für Verpflichtungen für Behörden oder an Dritte, entstehen Kosten
in Höhe von 45 Mrd. €.



H - Asyl



Illegale Migranten dürfen in Deutschland nicht aufgenommen werden.



I - EU



Bei der Gründung der EU wurde beschlossen, dass kein Land die
Schulden eines anderen Landes übernimmt.



Wird diese Vorgabe in Zukunft eingehalten?



J – EURO



Die nächste EURO-Krise kommt, weil die Länder viele Schulden machen
können, und fast keine Zinsen dafür bezahlen. Der Bürger erhält für
sein gespartes Geld keine Zinsen. Die EZB kauft Risiko-Fonds auf,
für die Deutschland mit 25 % haftet.



K – Steuern



Erst ab dem 12.07.2017 arbeiten die Steuer- und Beitragszahler in
diesem Jahr für ihre eigene Tasche.



2017 bleiben von jedem verdienten EURO nur noch 47,1 Cent
übrig.





2 - Allgemeine
Informationen




A - Sozialpolitik



Die beste Sozialpolitik ist die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch
Investitionen in Brachen mit Zukunft



Das setzt neue Investoren voraus. Der wirtschaftliche Aufschwung in
Deutschland fällt in Berlin am schwächsten aus. Auch wenn weniger
Menschen in den Problemgebieten der Stadt ohne Arbeit sind, wachsen
dort mehr Kinder in armen Verhältnissen auf, weil es kinderreiche
Familien sind.



Viele Handwerks- und Wirtschaftsunternehmen bundesweit plagt eine
Sorge: Werden sie in den nächsten Jahren noch genügend Jugendliche
finden, die eine Realschule oder Gymnasium besucht haben und
anschließend eine dreijährige Lehre absolvieren wollen? Die
Wirtschaft ist neuerdings sogar bereit, Schulabgänger zu
akzeptieren, deren schlechte Noten lange Zeit als ein Hindernis für
die Ausbildungsreife galten.



Dieser Einstellungswandel bei den Unternehmern wird auch gefördert
durch den starken Geburtenrückgang in Deutschland. Gleichwohl
bleiben jedes Jahr 150 000 Jugendliche ohne Ausbildungsabschluss
– obwohl ein Viertel aus dieser Gruppe mit einem
Realschulabschluss die Voraussetzung für eine Ausbildung
wahrscheinlich mitgebracht hätte.



Diese Zahlen nennt eine unlängst veröffentlichte Studie des
Wissenschaftszentrums Berlin (WZB), die im Auftrag der
Bertelsmann-Stiftung entstand. Die Forscher beziffern auch die
Kosten, die diese schlecht ausgebildete Risikogruppe unter den
Jugendlichen langfristig verursachen wird. Für jeden
Ausbildungsjahrgang, der pro Jahr wegen unzureichender Bildung
scheitert, entstehen im Verlauf einer Erwerbsbiografie von 35
Jahren 1,5 Milliarden Euro an Kosten. In den folgenden 10 Jahren
könnten also hochgerechnet 15 Milliarden Euro an Folgekosten für
den Staat hinzukommen.



Was sind das für Folgekosten? An erster Stelle entgangene Lohn- und
Einkommensteuern mit einem Anteil von 70 Prozent. Danach kommen
Transferzahlungen wie Arbeitslosengeld (17 Prozent). Außerdem
können Menschen aufgrund ihrer fehlenden Bildung eher in die
Kriminalität abrutschen. Auch diese Kosten muss man für die
Gesellschaft in Rechnung stellen. Die Autoren kommen zu dem
Schluss: „Investitionen in Bildung und ein chancengerechteres
Bildungssystem lohnen sich und stellen die beste Sozialpolitik
dar.“



Das WZB hat auf Daten zurückgegriffen wie den Mikrozensus, bei dem
jährlich 820.000 Personen befragt werden. Außerdem wurden
Erkenntnisse aus dem sozioökonomischen Panel verwendet, das
lebenslang immer dieselben Personen aus 11 000 Haushalten über
ihren Lebensstandard, ihre Berufstätigkeit, ihre Schulbildung und
ihre Wertvorstellungen befragt. Den Forschern standen zudem Angaben
aus der Lohn- und Einkommenssteuerstatistik zur Verfügung.



Fazit: Für die Bildungs- und Sozialpolitik müsste das
oberste Ziel sein, den Anteil an bildungsarmen Menschen zu
verringern. Das bedeute die Abkehr von einer reparierenden
Sozialpolitik hin zu einer präventiv ausgerichteten
Bildungspolitik. Kindertagesstätten mit geschultem Personal müssten
zügig ausgebaut werden. Ganztagsschulen würden benötigt, damit die
Kinder von erwerbstätigen Eltern nicht zu früh auf sich allein
gestellt seien. Damit die Schüler von Unternehmen beklagte Defizite
wie mangelnde Pünktlichkeit oder Verlässlichkeit ausgleichen
können, sollten die Schulen mit Sozialarbeitern und Psychologen
zusammenarbeiten.








Auf dem Wege in die
Beamten-Republik



Die Pensionslasten nehmen zu aufgrund demographischer Veränderungen
und des Anstiegs der Zahl der Versorgungsempfänger. Nach bisherigem
Verständnis sind Versorgungsleistungen für Beamte aus dem laufenden
Haushalt des Staates zu zahlen. Dies ergibt sich aus dem
Alimentationsprinzip, nach dem der Dienstherr verpflichtet ist,
Beamten während des aktiven Dienstes, bei Krankheit und Invalidität
sowie nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst aus Altersgründen
einen der Bedeutung und dem sozialen Status seines Amtes
entsprechenden angemessenen Lebensunterhalt zu gewährleisten.



Die Finanzierung der Pensionen der Beamten ist damit in einer dem
Umlageverfahren der Gesetzlichen Rentenversicherung entsprechenden
Weise geregelt: es gibt keine Rücklagen für später zu zahlende
Pensionen.



Auf die öffentlichen Haushalte kommen in den nächsten Jahrzehnten
hohe Belastungen aus diesen Pensionsverpflichtungen zu:



die Beamtenpensionen an den einzelnen Pensionär werden immer länger
zu zahlen sein, weil die Lebenserwartung der Menschen deutlich
zugenommen hat und möglicherweise weiter zunehmen wird



Zur Steigerung der Pensionslasten trägt weiterhin bei, dass in der
Reformeuphorie der 1960er und 1970er Jahre im öffentlichen Dienst
viele zusätzliche Stellen geschaffen wurden. Die damals neu
eingestellten Beamten werden ab etwa 2010 pensioniert; dies wird
die öffentlichen Haushalte erheblich belasten. Der Staat zahlte
2015 38.5Mrd Euro Pensionen, die in den nächsten Jahren auf 70 Mrd.
Euro steigen, weil viele Beamte aus dem Dienst ausscheiden.
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